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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 

BSG Az.: B 2 U 13/23 R 
Sächsisches LSG 20.03.2023 - L 6 U 67/20 
SG Dresden 16.03.2020 - S 5 U 230/19 
 
 
 
.............................., 
 
 
 Kläger und Revisionsbeklagter, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 
 Beklagte und Revisionsklägerin, 
 
beigeladen: 
 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall, 
Isaac-Fulda-Allee 18, 55124 Mainz. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

24. September 2025 durch die Vorsitzende Richterin   Dr.  R o o s ,    die Richter   

K a r m a n s k i    und   Dr.  W a h l    sowie den ehrenamtlichen Richter   S i c k    

und die ehrenamtliche Richterin   S c h u m m e r     

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 

20. März 2023 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten. Im 

Übrigen sind keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten darüber, welcher Jahresarbeitsverdienst (JAV) der Verletztenrente des 

Klägers zugrunde zu legen ist. 

 

Der 1963 geborene Kläger erzielte im Jahr 2016 als Außendienstmitarbeiter Einnahmen iHv 

96 063,81 Euro. Im Januar 2017 erlitt er einen Arbeitsunfall. Die Beigeladene, deren Satzung den 

Höchst-JAV bis zum 31.12.2018 auf 84 000 Euro und ab dem 1.1.2019 auf 90 000 Euro festlegte, 

überwies das Unternehmen, in dem der Kläger beschäftigt war, mit Wirkung zum 1.1.2019 an die 

Beklagte. Deren Satzung bestimmte den Höchst-JAV bis zum 31.12.2017 auf 72 000 Euro, ab 

dem 1.1.2018 auf 73 080 Euro und ab dem 1.1.2019 auf 84 000 Euro.  

 

Nach dem Ende seiner Arbeitsunfähigkeit bewilligte die Beklagte dem Kläger ab dem 9.7.2018 

Rente als vorläufige Entschädigung iHv monatlich 1015 Euro nach einer Minderung der 

Erwerbsfähigkeit (MdE) von 25 vH und einem erhöhten JAV von 73 080 Euro (Bescheid vom 

28.3.2019). Der Kläger legte mit E-Mail vom 18.4.2019, deren unterschriebenen Ausdruck er 

unter dem 14.5.2019 übersandte, Widerspruch ein. Während des Widerspruchsverfahrens 

gewährte ihm die Beklagte ab dem 1.7.2019 Rente auf unbestimmte Zeit iHv 1265,62 Euro 

monatlich nach einer MdE von 30 vH und einem dynamisierten JAV von 75 937,43 Euro 

(Bescheid vom 25.7.2019). Den Widerspruch wies sie als unbegründet zurück: Nach der 

Unternehmensüberweisung sei sie im Zeitpunkt der jeweiligen Leistungsfeststellungen zuständig 

gewesen und müsse deshalb beide Renten nach ihrem und nicht nach dem höheren 

satzungsmäßigen Höchst-JAV der Beigeladenen berechnen (Widerspruchsbescheid vom 

18.9.2019).  

 

Das SG hat die Klage auf höhere Verletztenrente abgewiesen (Gerichtsbescheid vom 16.3.2020). 

Während des Berufungsverfahrens ist der JAV wiederholt angepasst und der monatliche Renten-

zahlbetrag erhöht worden. Das LSG hat den Gerichtsbescheid aufgehoben, die Rentenanpas-

sungsmitteilungen für die Jahre 2020 und 2021 abgeändert, die Beklagte verurteilt, dem Kläger 

ab dem 9.7.2018 höhere Verletztenrente unter Zugrundelegung eines JAV von 84 000 Euro zu 

gewähren sowie die weitergehende Berufung zurück- und die Klage im Übrigen abgewiesen 

(Urteil vom 20.3.2023): Die zuständige Beklagte habe für die erstmalige Rentenfestsetzung nicht 

ihren, sondern den satzungsmäßigen Höchst-JAV der Beigeladenen heranzuziehen, weil das 

Satzungsrecht maßgebend sei, das zum Zeitpunkt des Leistungsfalls gelte. Dies folge aus dem 

Grundsatz der Wahrung wohlerworbener Rechte, aus dem Versicherungs- und Leistungsfallprin-

zip sowie aus der dazu ergangenen Rechtsprechung des BSG. Liege der Leistungsfall - wie 

hier - vor dem überweisungsbedingten Zuständigkeitswechsel, sei somit noch das Satzungsrecht 

des abgebenden Unfallversicherungsträgers maßgeblich. Dagegen erfolgten Rentenanpassun-
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gen nach dem Zuständigkeitswechsel unter Berücksichtigung des Satzungsrechts des aufneh-

menden Unfallversicherungsträgers, wobei der Besitzstand gewahrt bleibe. Der JAV von 

84 000 Euro sei zum 1.7.2017 und 1.7.2018 zu dynamisieren, nicht aber zum jeweils 1.7. der 

Folgejahre zu erhöhen, weil die Beklagte in ihrer Satzung bislang keinen Höchst-JAV von mehr 

als 84 000 Euro bestimmt habe. 

 

Mit ihrer Revision rügt die Beklagte die Verletzung der §§ 137, 85 Abs 2 Satz 2 SGB VII. Sie habe 

den in ihrer Satzung bestimmten Höchst-JAV anzusetzen, weil das Rentenfeststellungsverfahren 

im Überweisungszeitpunkt noch nicht beendet gewesen sei. Deshalb habe dem Kläger kein wohl-

erworbenes Recht zugestanden, das hätte übergehen können. Mit der Überweisung gingen lau-

fende Feststellungsverfahren ohne Einflussmöglichkeit des Versicherten auf den neuen Unfall-

versicherungsträger über, der über Leistungen nach dem (Satzungs-)Recht entscheide, das für 

ihn gelte. "Fremdes Recht" des alten Unfallversicherungsträgers dürfe er nicht anwenden, und 

der Versicherte könne auf dessen Fortbestand auch nicht vertrauen.  

 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 20. März 2023 aufzuheben, soweit 

sie darin verurteilt wurde, dem Kläger ab dem 9. Juli 2018 eine höhere Verletztenrente 

unter Zugrundelegung eines Jahresarbeitsverdienstes in Höhe von 84 000 Euro zu ge-

währen, und die Berufung des Klägers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts 

Dresden vom 16. März 2020 insgesamt zurückzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt, 

die Revision der Beklagten zurückzuweisen. 

 

Die Rentenhöhe hänge nicht von der zufälligen Dauer des Feststellungsverfahrens, sondern da-

von ab, wann alle gesetzlich erforderlichen Anspruchsvoraussetzungen vorlägen, was hier am 

9.7.2018 der Fall gewesen sei. 

 

Die Beigeladene, die die Revisionsbegründung für zutreffend hält, stellt keinen Antrag, aber in-

frage, ob ihr Satzungsrecht zum Höchst-JAV die Beklagte binden könne. 

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Beklagten ist unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 170 Abs 1 

Satz 1 SGG). Zu Recht hat das LSG die Beklagte unter Aufhebung des Gerichtsbescheids und 

der Rentenhöchstwertfestsetzungen in den angefochtenen Bescheiden und in den Rentenan-

passungsmitteilungen zum 1.7.2020 und 1.7.2021 verurteilt, dem Kläger ab dem 9.7.2018 höhere 

Verletztenrente unter Zugrundelegung eines JAV von 84 000 Euro zu zahlen. Denn die kom-
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binierte Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 Satz 1 Var 1 und Abs 4 SGG) ist begrün-

det. Die Rentenhöchstwertfestsetzungen in den Bescheiden vom 28.3. und 25.7.2019 in der Ge-

stalt des Widerspruchsbescheids vom 18.9.2019 (§ 95 SGG) sind rechtswidrig, beschweren den 

Kläger (§ 54 Abs 2 Satz 1 SGG) und sind deshalb aufzuheben. Die Beklagte ist verpflichtet, einen 

höheren monatlichen Rentenwert ausgehend von einem Ursprungs-JAV iHv 84 000 Euro festzu-

setzen, und zur Zahlung eines entsprechend höheren monatlichen Geldbetrags zu verurteilen. 

 

Das LSG durfte ein Grundurteil im isolierten Höhenstreit erlassen (dazu 1.). Die angefochtenen 

Bescheide und die Rentenanpassungsmitteilungen sind nicht bestandskräftig geworden, weil der 

Kläger gegen den Bescheid vom 28.3.2019 wirksam Widerspruch erhoben hat (dazu 2.). Er hat 

Anspruch auf Zahlung einer höheren Verletztenrente ab dem 9.7.2018 ausgehend von dem im 

Zeitpunkt des Versicherungsfalls für die Beigeladene geltenden satzungsmäßigen Höchst-JAV 

iHv 84 000 Euro (dazu 3.). Dieser JAV ist auch für den hier streitbefangenen Zeitraum maß-

gebend, sodass die Rentenhöchstwertfestsetzungen in den Rentenanpassungsmitteilungen zum 

1.7.2020 und 1.7.2021 aufzuheben und ein entsprechend höherer Wert des Rechts auf Ver-

letztenrente festzustellen war (dazu 4.). 

 

1. Die Revision der Beklagten hat nicht deshalb Erfolg, weil der Kläger den mit der unechten 

Leistungsklage (§ 54 Abs 4 SGG) geltend gemachten Zahlungsanspruch auf höhere Verletzten-

rente nicht in Geld beziffert und das LSG deshalb ein Grundurteil (§ 130 Abs 1 Satz 1 SGG) er-

lassen hat, obgleich die Beklagte den Anspruch auf Verletztenrente bereits dem Grunde nach 

bindend festgestellt hatte. Denn auch im isolierten Höhenstreit ist ein Grundurteil zulässig, wenn 

eine höhere Geldleistung - bei Berücksichtigung oder Außerachtlassung bestimmter Parame-

ter - wahrscheinlich ist (vgl nur BSG Urteile vom 17.12.2024 - B 7 AS 17/23 R - zur Veröffent-

lichung in BSGE und SozR 4 vorgesehen - juris RdNr 23, vom 11.11.2021 - B 14 AS 

41/20 R - SozR 4-4200 § 11b Nr 14 RdNr 12, vom 25.6.2020 - B 10 EG 2/19 R - SozR 4-7837 

§ 2c Nr 8, vom 12.7.2012 - B 14 AS 35/12 R - BSGE 111, 234 = SozR 4-1500 § 54 Nr 28, 

RdNr 19 und grundlegend vom 9.12.2004 - B 7 AL 24/04 R - BSGE 94, 109 = SozR 4-4220 § 3 

Nr 1, RdNr 5 mwN; zum Ganzen Hübschmann in Roos/Müller/Wahrendorf, BeckOGK SGG, 

Stand 1.5.2025, § 130 RdNr 24 f). Dies ist hier der Fall. Denn es steht mit der für ein Grundurteil 

im Höhenstreit erforderlichen Wahrscheinlichkeit fest, dass dem Kläger höhere Verletztenrente 

zusteht, wenn der Rentenberechnung ein JAV von 84 000 Euro zugrunde gelegt wird. Obgleich 

die Festsetzung des JAV als wertbestimmender Faktor kein Verwaltungsakt iS des § 31 Satz 1 

SGB X ist (BSG Urteil vom 18.9.2012 - B 2 U 14/11 R - juris RdNr 18) und deshalb nicht isoliert 

(vgl BSG Urteil vom 22.3.1983 - 2 RU 37/82 - BSGE 55, 32 = SozR 2200 § 581 Nr 17), sondern 

nur über den wertfestsetzenden Verwaltungsakt angegriffen werden kann, war der Kläger befugt, 

den gerichtlichen Prüfungsumfang auf die Regelung des JAV zu begrenzen, weil es sich dabei 

um einen abgrenzbaren Teil der Rentenwertfestsetzung handelt (Teilanfechtung, vgl dazu 

Karmanski in Roos/Müller/Wahrendorf, BeckOGK SGG, Stand 1.5.2025, § 160 RdNr 24).  
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2. Der gerichtlichen Überprüfung steht keine Bestandskraft der Verwaltungsakte über die Ren-

tenhöchstwertfestsetzungen in den angefochtenen Bescheiden vom 28.3. und 25.7.2019 und den 

Rentenanpassungsmitteilungen zum 1.7.2020 und 1.7.2021 entgegen. Nach § 77 SGG 

ist - soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist - der Verwaltungsakt für die Beteiligten in 

der Sache bindend, wenn der gegen einen Verwaltungsakt gegebene Rechtsbehelf nicht oder 

erfolglos eingelegt wird. Der Kläger hat gegen die Festsetzung der Rentenhöhe im Bescheid vom 

28.3.2019 wirksam Widerspruch erhoben und damit den Eintritt der Bestandskraft verhindert. 

Dieser (Dauer-)Verwaltungsakt wurde während des laufenden Widerspruchsverfahrens ab dem 

1.7.2019 durch die Rentenwertfestsetzung im Bescheid vom 25.7.2019 abgeändert. Gemäß § 86 

SGG ist dieser ändernde Verwaltungsakt kraft Gesetzes Gegenstand des anhängigen Vorverfah-

rens geworden, sodass kein weiterer Widerspruch erhoben werden musste, um den Eintritt der 

Bindungswirkung der neuen Rentenhöchstwertfestsetzung abzuwenden. Diese Rentenhöchst-

wertfestsetzung ist ihrerseits durch die Rentenanpassungsmitteilungen für die Jahre 2020 und 

2021 heraufgesetzt und damit gemäß § 96 Abs 1 iVm § 153 Abs 1 SGG im Wege gesetzlicher 

Klageänderungen Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden. Die Rentenanpassungsmit-

teilungen, die die D AG gemäß § 99 Abs 2 Satz 2 SGB VII im Namen des Unfallver-

sicherungsträgers erlässt, sind Verwaltungsakte iS des § 31 Satz 1 SGB X (BSG Urteile vom 

31.7.2002 -  B 4 RA 120/00 R - BSGE 90, 11, 13 = SozR 3-2600 § 255c Nr 1 S 2 f, vom 

23.3.1999 - B 4 RA 41/98 R - SozR 3-1300 § 31 Nr 13 S 24; vgl auch BSG Urteil vom 

31.1.1989 - 2 RU 16/88 - SozR 1300 § 48 Nr 54 = juris RdNr 12). 

 

Der Kläger hat seinen Widerspruch formwirksam (dazu a) und fristgerecht (dazu b) eingelegt. 

Nach § 84 Abs 1 Satz 1 SGG in der (alten) Fassung des Gesetzes zur Einführung der elektro-

nischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 

5.7.2017 (BGBl I 2208) ist der Widerspruch binnen eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt 

dem Beschwerten bekanntgegeben worden ist, schriftlich, in elektronischer Form nach § 36a 

Abs 2 SGB I oder zur Niederschrift bei der Stelle einzureichen, die den Verwaltungsakt erlassen 

hat. Diese Voraussetzungen sind erfüllt. 

 

a) Der Widerspruch ist formgerecht erfolgt. Denn er ist schriftlich erhoben worden. Nach den bin-

denden Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) hat der Kläger gegen den Bescheid vom 28.3.2019 

zwar zunächst mit E-Mail vom 18.4.2019 Widerspruch eingelegt, dann aber deren unterschrie-

benen Ausdruck der Beklagten unter dem 14.5.2019 übersandt. Einer näheren Auseinanderset-

zung mit dem Urteil des 4. Senats des BSG vom 14.5.2025 (B 4 KG 1/24 R - zur Veröffentlichung 

in BSGE und SozR 4 vorgesehen = juris) bedarf es hier folglich nicht. 

 

b) Auch die Widerspruchsfrist ist gewahrt. Selbst wenn der Kläger mit seinem Widerspruch die 

einmonatige Widerspruchsfrist versäumt haben sollte, wäre dies unbeachtlich, weil der Wider-

spruchsausschuss den Widerspruch sachlich beschieden hat (vgl dazu BSG Urteil vom 

3.3.1994 - 1 RK 17/93 - SozR 3-2500 § 47 Nr 5 S 11 und grundlegend vom 12.10.1979 - 12 RK 

19/78 - BSGE 49, 85, 87 mwN = SozR 1500 § 84 Nr 3 S 11). Denn in diesen Fällen stünde die 
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Versäumung der Widerspruchsfrist weder der Zulässigkeit der Klage entgegen noch wäre der 

angefochtene Bescheid bindend geworden. Es ist folglich nicht entscheidend, ob für den 

Widerspruch ohnehin die Jahresfrist des § 66 Abs 2 Satz 1 SGG galt, weil die Beklagte den 

Kläger im angefochtenen Bescheid vom 28.3.2019 nicht über die Möglichkeit belehrt hatte, den 

Widerspruch als elektronisches Dokument einzureichen, das mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur versehen ist (s dazu BSG Urteil vom 27.9.2023 - B 7 AS 10/22 R - BSGE 

137, 46 = SozR 4-1500 § 84 Nr 2, RdNr 20 ff). 

 

3. Der Kläger hat gemäß § 56 Abs 3 Satz 2 iVm § 85 Abs 2 Satz 2 SGB VII Anspruch auf Zahlung 

einer höheren Verletztenrente ab dem 9.7.2018 ausgehend von dem im Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalls geltenden satzungsmäßigen Höchst-JAV der Beigeladenen iHv 84 000 Euro. Die Höhe 

der Verletztenrente ist das Produkt (§ 56 Abs 3 SGB VII) aus dem Grad der (Gesamt-)MdE (§ 56 

Abs 2 Satz 1 SGB VII) und zwei Dritteln des JAV (§§ 81 ff SGB VII). Dieser ist der Gesamtbetrag 

der Arbeitsentgelte (§ 14 SGB IV) und Arbeitseinkommen (§ 15 SGB IV) des Versicherten in den 

zwölf Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der Versicherungsfall (Arbeitsunfall und Berufs-

krankheit, § 7 Abs 1 SGB VII) eingetreten ist. Gemäß § 14 Abs 1 Satz 1 SGB IV sind Arbeitsent-

gelt alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig, ob ein 

Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form 

sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit 

ihr erzielt werden. Der JAV beträgt höchstens das Zweifache der im Zeitpunkt des Versicherungs-

falls maßgebenden Bezugsgröße (§ 85 Abs 2 Satz 1 SGB VII iVm § 18 Abs 1 SGB IV). Die Sat-

zung kann eine höhere Obergrenze bestimmen (§ 85 Abs 2 Satz 2 SGB VII). 

 

Nach den bindenden Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) erzielte der Kläger in den zwölf Ka-

lendermonaten (vom 1.1. bis 31.12.2016) vor Eintritt des Arbeitsunfalls (am 12.1.2017) aus seiner 

Beschäftigung als Außendienstmitarbeiter Einnahmen iHv 96 063,81 Euro. Gemäß § 2 der Ver-

ordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2017 (Sozialversiche-

rungs-Rechengrößenverordnung 2017 - SVBezGrV 2017) vom 28.11.2016 (BGBl I 2016, 2665) 

betrug die für den Kläger im Zeitpunkt des Arbeitsunfalls maßgebende Bezugsgröße Ost jährlich 

31 920 Euro, sodass sich nach § 85 Abs 2 Satz 1 SGB VII ein gesetzlicher Höchst-JAV von 

63 840 Euro ergab. Die Satzungen der Beigeladenen und der Beklagten bestimmten gemäß § 85 

Abs 2 Satz 2 SGB VII für 2017 jeweils höhere Obergrenzen: Nach § 35 Abs 2 Satz 1 der Satzung 

der Beigeladenen (idF des 8. Nachtrags vom 21.6.2018) betrug der Höchstbetrag des JAV 84 000 

Euro und gemäß § 35 Abs 2 der Satzung der Beklagten (idF des 15. Nachtrags vom 3.11.2016) 

72 000 Euro. Diese Satzungsbestimmungen der beiden bundesunmittelbaren Berufsgenossen-

schaften stellen wegen ihres überregionalen Wirkungsbereichs revisibles Recht dar (§ 162 SGG; 

s dazu BSG Urteil vom 25.8.1994 - 2 RU 32/93 - SozR 3-2200 § 544 Nr 1 S 3). 

 

Der vom Kläger tatsächlich erzielte JAV von 96 063,81 Euro ist auf 84 000 Euro begrenzt. Das 

ist der Höchst-JAV, der für ihn bei Eintritt des Arbeitsunfalls am 12.1.2017 nach der Satzung der 
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Beigeladenen galt, die damals als Unfallversicherungsträger für sein Beschäftigungsunterneh-

men zuständig war (§ 136 SGB VII) und ihn deshalb nach Eintritt eines Arbeitsunfalls ggf durch 

Geldleistungen zu entschädigen hatte (§ 1 Nr 2, § 138 SGB VII). Entscheidendes Kriterium für 

die Ermittlung des tatsächlichen JAV und die Bestimmung der rechtlichen Mindest- und Höchst-

werte ist der Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Denn der JAV soll seiner Zielsetzung nach die 

Verhältnisse des Verletzten, dh seine reale wirtschaftliche Lage (BSG Urteil vom 

3.12.2002 - B 2 U 23/02 R - SozR 3-2200 § 577 Nr 2 S 12), vor dem Versicherungsfall widerspie-

geln, was dadurch erreicht wird, dass der Lebensstandard im Jahr vor dem Versicherungsfall zum 

Maßstab für Berechnung der Verletztenrente gemacht wird (BSG Urteil vom 4.7.1995 - 2 RU 

33/94 - SozR 3-2200 § 571 Nr 3 S 8 f). Das gesetzliche Regelungskonzept sieht vor, dass der 

Zeitpunkt des Versicherungsfalls nicht nur für die Regelberechnung des tatsächlichen JAV (§ 82 

Abs 1 Satz 1 SGB VII) und für die Bestimmung des Lebensalters im Rahmen des rechtlichen 

Mindest-JAV (§ 85 Abs 1 und 1a SGB VII) maßgebend ist, sondern insbesondere auch für die 

Frage, welche Bezugsgröße (§ 18 Abs 1 SGB IV) dem gesetzlichen Höchst-JAV zugrunde zu 

legen ist (§ 85 Abs 2 Satz 1 SGB VII). Dementsprechend ist der Zeitpunkt des Versicherungsfalls 

auch für den satzungsmäßigen Höchst-JAV nach § 85 Abs 2 Satz 2 SGB VII ausschlaggebend, 

damit im Vergleich zum gesetzlichen Höchst-JAV (§ 85 Abs 2 Satz 1 SGB VII) und auf dessen 

Grundlage eine "höhere Obergrenze" festgelegt werden kann. Bestimmt die Satzung des bei Ein-

tritt des Versicherungsfalls zuständigen Unfallversicherungsträgers eine höhere Obergrenze, 

steht diese als satzungsmäßiger Höchst-JAV für künftige Entschädigungen des Versicherungs-

falls in Geld als Bezugs- und Ausgangspunkt fest. Unerheblich ist dagegen, wann der Leistungs-

fall als Zeitpunkt der Leistungsgewährung eingetreten ist, worauf der Kläger zu Recht hinweist. 

Denn andernfalls hinge die Festsetzung des JAV von Zufälligkeiten, wie zB der Länge der 

Arbeitsunfähigkeit, ab. Folglich ist für die Berechnung der Verletztenrente des Klägers aus Anlass 

seines Arbeitsunfalls vom 12.1.2017 der Höchst-JAV von 84 000 Euro maßgebend, den die da-

mals geltende Satzung der Beigeladenen vorsah.  

 

Daran hat die spätere Überweisung des Beschäftigungsunternehmens von der Beigeladenen an 

die Beklagte zum 1.1.2019 nichts geändert. Aus § 137 Abs 2 Satz 1 SGB VII folgt nichts anderes. 

Diese Vorschrift lautet: Geht die Zuständigkeit für ein Unternehmen oder einen Unternehmens-

bestandteil von einem Unfallversicherungsträger auf einen anderen über, ist dieser auch hinsicht-

lich der Versicherungsfälle zuständig, die vor dem Zuständigkeitswechsel eingetreten sind; die 

Unfallversicherungsträger können Abweichendes vereinbaren. Die Zuständigkeit für das Be-

schäftigungsunternehmen des Klägers ist hier am 1.1.2019 durch Überweisung gemäß § 136 

Abs 1 Satz 4 SGB VII von der Beigeladenen auf die Beklagte übergegangen. Mangels 

abweichender Vereinbarungen hatte dies zur Folge, dass die Beklagte seitdem auch für 

Entscheidungen über den Arbeitsunfall und dessen Entschädigung formell zuständig ist, den der 

Kläger am 12.1.2017 vor dem Zuständigkeitswechsel erlitten hat. Zu Recht hat sie daher das 

Verletztenrentenverfahren, das zum Zeitpunkt des Zuständigkeitswechsels am 1.1.2019 

anhängig und noch nicht beendet war, mit den angefochtenen Bescheiden als formell zuständiger 

Unfallversicherungsträger abgeschlossen. Dabei hatte sie das Recht anzuwenden, das für die 
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Beigeladene gegolten hätte, wenn der Zuständigkeitswechsel nicht erfolgt wäre. Denn § 137 

Abs 2 Satz 1 SGB VII ordnet nur den Übergang der formellen Zuständigkeit, nicht aber die 

rückwirkende Änderung des materiellen Rechts an. Dies ist der Grund, warum "fremdes Recht" 

des alten Unfallversicherungsträgers den neuen Unfallversicherungsträger bindet. 

 

Soweit die Beklagte einwendet, die Umsetzung der berufungsgerichtlichen Entscheidung er-

schwere das Verwaltungsverfahren erheblich, weil der neue Unfallversicherungsträger neben sei-

nem eigenen auch das Recht des bisherigen Trägers prüfen und anwenden müsse, ist darauf 

hinzuweisen, dass die Unfallversicherungsträger bei der Überweisung von Unternehmen abwei-

chende Regelungen treffen und zB die Zuständigkeit für Altfälle beim bisherigen Träger belassen 

können. 

 

4. Ausgehend von einem ursprünglichen Höchst-JAV von 84 000 Euro am 12.1.2017 war der JAV 

zum 1.7.2017 und 1.7.2018 nicht zu erhöhen, weil der Kläger diesen satzungsmäßigen Höchst-

JAV der Beigeladenen zu diesen Zeitpunkten bereits erreicht hatte. Denn die Vorschrift über den 

Höchst-JAV gilt gemäß § 95 Abs 2 Satz 2 SGB VII mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Zeit-

punkts des Versicherungsfalls der Zeitpunkt der Anpassung tritt. Damit ist gewährleistet, dass die 

vom JAV abhängigen Geldleistungen durch den Höchst-JAV im Jahr der Anpassung begrenzt 

werden.  

 

Nach der Überweisung des Beschäftigungsunternehmens am 1.1.2019 war der JAV zum 

1.7.2019, 1.7.2020 und 1.7.2021 ebenfalls nicht zu erhöhen, sondern stagnierte auf dem bishe-

rigen Niveau, weil die Satzung der Beklagten zu diesen Zeitpunkten jeweils einen Höchst-JAV 

von 84 000 Euro vorsah. Die von der Beigeladenen zum 1.1.2019 beschlossene Erhöhung des 

Höchst-JAV auf 90 000 Euro wirkte sich daher auf die Rentenberechnung des Klägers nicht mehr 

aus. Zwar hat der in § 137 SGB VII geregelte Übergang der Entschädigungslast für einzelne Un-

fälle Reflexwirkungen: Rechte, die dem Verletzten gegenüber dem bisher zuständigen Unfallver-

sicherungsträger zustanden, gehen über und sind vom neuen Träger zu beachten. Es entspricht 

jedoch dem Sinn und Zweck der Vorschrift, dass der Versicherte vom Zeitpunkt der wirksamen 

Überweisung des Unternehmens an in die Haftungs- und Gefahrengemeinschaft des überneh-

menden Unfallversicherungsträgers eintritt. Der Versicherte ist kraft Gesetzes bei dem Unfallver-

sicherungsträger versichert, bei dem der Unternehmer Mitglied ist, der ihn beschäftigt. Er unter-

liegt damit insbesondere dem Satzungsrecht dieses Trägers; ein Wahlrecht hat er nicht. Mit der 

wirksamen Unternehmensüberweisung geht das öffentlich-rechtliche Versicherungsverhältnis 

samt bestehender Entschädigungslast auf den neuen Unfallversicherungsträger über. Für die Zu-

kunft richtet sich das Versicherungsverhältnis ausschließlich nach dessen Recht. Dies hat zur 

Folge, dass künftige Rentenanpassungen - unter Wahrung des Besitzstandes - nur noch nach 

Maßgabe des Satzungsrechts des neuen Trägers erfolgen (zum Ganzen BSG Urteil vom 

29.11.1990 - 2 RU 15/90 - juris RdNr 20). Das ist auch verfassungsrechtlich unbedenklich, weil 

Art 14 Abs 1 Satz 1 GG das Erworbene und damit lediglich Rechtspositionen schützt, die dem 
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Berechtigten gegenwärtig zustehen; in der Zukunft liegende Chancen und Verdienstmöglichkei-

ten erfasst die Eigentumsgarantie hingegen nicht (vgl BVerfG Beschlüsse vom 6.12.2022 - 2 BvL 

29/14 - BVerfGE 164, 139 RdNr 92 sowie grundlegend vom 18.5.1988 - 2 BvR 579/84 - BVerfGE 

78, 205, 211 und vom 16.3.1971 - 1 BvR 52/66 ua - BVerfGE 30, 292, 334 f; BSG Urteile vom 

29.4.2010 - B 3 KR 11/09 R - SozR 4-5562 § 8 Nr 2 RdNr 27 und vom 31.7.2002 - B 4 RA 

120/00 R - BSGE 90, 11, 20 = SozR 3-2600 § 255c Nr 1 S 10). Auf künftige Dynamisierungen 

und Erhöhungen des JAV besteht indes allenfalls eine Chance bzw Aussicht, die - anders als 

eine Anwartschaft - nicht allein durch Erfüllung weiterer rechtlicher Voraussetzungen zum Voll-

recht erstarken kann (vgl BVerfG Urteil vom 16.7.1985 - 1 BvL 5/80 ua - BVerfGE 69, 272, 301 = 

SozR 2200 § 165 Nr 81 S 125 f; vgl auch BSG Urteil vom 31.7.2002 - B 4 RA 120/00 R - BSGE 

90, 11, 20 = SozR 3-2600 § 255c Nr 1 S 10). Ein Vertrauensschutz (Art 20 Abs 3 GG) in die 

einmal begründete Zuständigkeit eines Unfallversicherungsträgers besteht nicht (BSG Urteil vom 

29.11.1990 - 2 RU 15/90 - juris RdNr 21). Da die Beklagte bis zum Tag der mündlichen 

Verhandlung vor dem LSG keinen Höchst-JAV von mehr als 84 000 Euro festgesetzt hat, war die 

Rente des Klägers gemäß § 95 Abs 2 Satz 2 SGB VII nicht weiter anzupassen. 

 

Die weitergehende Berufung und Klage hat das LSG zurückgewiesen bzw abgewiesen. Hier-

gegen hat der Kläger keine Rechtsmittel eingelegt. 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG. Kosten der Beigeladenen sind nicht zu 

erstatten, weil sie keine Anträge gestellt hat (vgl BSG Urteile vom 19.6.2018 - B 2 U 

2/17 R - SozR 4-2700 § 2 Nr 46, juris RdNr 31 und grundlegend vom 3.3.1993 - 11 RAr 

57/92 - SozR 3-4100 § 117 Nr 10 S 66 f = juris RdNr 33 ff). 

24 

25 


	BUNDESSOZIALGERICHT

